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Bebauungsplan Nr. 52.1 .1 
'Nördlich des Lamboywaldes' 

Hinweise, nachrichtliche Übernahmen und textliche Festsetzungen 

Diese textlichen Festsetzungen gehören zu der Bebauungsplanzeichnung 
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Allgemeine Hinweise und nachrichtliche Übernahmen§ 9 (6) BauGB 

Gesetze_und_Satzungsrecht 

Gesetzliche Grundlagen sind das Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 08.12.1986 und die Baunutzungs­
verordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15.12.1977, geändert durch Änderungsverordnung vom 19.12.1986. 

Die planerischen Festsetzungen dieses Bebauungsplanes ersetzen 
nicht die allgemein gültigen baurechtlichen Bestimmungen und 
Normen. 

Insbesondere sind zu beachten in der jeweils gültigen Fassung: 

1) Das Bundesfernstraßengesetz (FStrG) 

2) Die Hess. Bauordnung (HBO) und die zugehörige Durchführungs-
verordnung (DVO) 

3) Das Hess. Naturschutzgesetz 

4) Das Hess. Denkmalschutzgesetz 

5) Das Hess. Nachbarrecht 

6) Die Stellplatzsatzung der Stadt Han~u 

7) Das Ortsrecht der Stadt Hanau 

8) Die Satzung über die Beseitigung von Abfällen in der 
Stadt Hanau. 

Fernmeldeanlagen_ 

Das Fernmeldeamt 4 in Hanau ist mindestens 6 Monate vor Beginn 
der Straßen- und Hochbaumaßnahmen zu verständigen, damit die 
erforderlichen Arbeiten ±ür den Schutz und die Erweiterung von 
Fernmeldeanlagen°rechtzeitig durchgeführt werden können. 

Trinkwasserversorgung_und_Kanalisation 

• Änderungen und Erweiterungen an bestehenden Wasserversorgunc, 
und Kanalisationsanlagen bedürfen einer Genehmigung nach 
§ 44 Hess. Wassergesetz (HWG). Hierzu sind baureife Planunter­
lagen erforderlich. 

Bodendenkmäler 

Nach§ 20 DSch~ sind dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen in 
Wiesbaden alle bei Erdarbeiten auftretenden Funde, wie Mauern, 
Scherben, Skelette etc. zu melden. 
Die Funde und Funstellen sind in unverändertem Zustand zu er­
halten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu 
schützen. 
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Abfallentsorgung 

Die Aufstellung der Abfallbehälter und die Abfallentsorgung 
wird in der Satzung über die Abfallbeseitigung in der Stadt 
Hanau geregelt. 

Neuverlegungen_von_Versorgungsleitungen 

Die Neuverlegung von Versorgungsleitungen innerhalb der Straßen­
flächen ist zur Sicherstellung der Pflanzmaßnahrnen mit dem zu­
ständigen städtischen .Amt abzustirnm~n. 

Baumpflanzungen 

Zur Sicherung der vorhandenen Versorgungsleitungen ist die 
Neupflanzung von Bäumen mit den einzelnen Versorgungsträgern 
abzustimmen. 

Berücksichtigung der Lage zur Bundesautobahn _______________ G __________ .-----------------

Forderungen auf Emissionsschutzanlagen zur Bundesautobahn 66 
können gegenüber der Straßenbauverwaltung nicht geltend 
gemacht werden. 

Festsetzungen nach Bundesrecht (§ 9 BauGB, BauNVO) 

Allgemeines 

Für den räumlichen Geltungsbereich werden alle früheren pla­
nungsrechtlichen Festsetzungen, die diesem Bebauungsplan wider­
sprechen, aufge~oben. 

Einschränkunq_~~~-Zulässigkeit_!~_Mischgebiet_-_MI1_­

In den Mischgebieten - MI1 - sind 

- Vergnügungsstätten als sonstige Gewerbebetriebe nicht zu­
lässig ( § 1 ( 5) BauNVO). 

- Wohnungen nur oberhalb des I. Obergeschosses für Aufsichts­
und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Be~ 

triebsleiter zulässig(§ 1 (7) 1 BauNVO). 
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Einschränkung_der_Zulässigkeit_im_Gewerbegebiet_-_GE1_­

§ 9 (1) 23 u. 24 BauGB 
§ 1 (5 u. 9) BauNVO 

In den Gewerbege~ieten - GE1 - sind nur Betriebe zulässig, 
von deren Anlagen keine störenden, bodennahen Geruchs- oder 
Schadstoffemissionen (gas- oder staubförmig) ausgehen. Die 
Emissionen sind nach Ziffer 2.4 der TA-Luftinder Fassung vom 
27.02.1986 abzuleiten. 

Ausnahmsweise_zulässige Nutzungen_!~_Gewerbe-_u._Industrieqebiet 

§ 1 ( 6 ) 2 Bau NVO 

In den Gewerbe- und Industriegebieten sind ausnahmsweise 
2 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sowie 
für Betriebsinhaber und Betriebsleiter die dem Gewerbebetrieb 
zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet 
sind~ zulässig 
Überbaubare Grundstücksflächen 

§ 23 (3) BauNVO 

Als Ausnahme ist das Vor- und Zurücktreten über die festge­
setzte Baugrenze in geringfügigem Ausmaß zulässig, wenn dies 
zur architektonischen Gliederung des Gebäudes erforderlich ist. 

Nebenanlagen 

§ 9 ( 1 ) 4 Bau GB 

Längs der Bundesautobahn dürfen auch Nebenanlagen in einem 
geringeren Abstand als 40 m gemessen vom äußeren Fahrbahnrand, 
nicht errichtet werden. 

Höhenlage_der_~~~!!~~~~-Anlagen 

§ 9 ( 2) BauGB 

Die Höhenlage der baulichen Anlagen (Sockelhöhe), gemessen v0• 
der Hinterkante der öffentlichen Verkehrsfläche bis OK Erdge 
schoßfußboden am Hausein~ang, darf 1 ,00 m nicht überschreiten. 

Bauweise 

§ 9 ( 1 ) 2 BauGB 

Als Ausnahme ist in den Gewerbe- und Industriegebieten ein 
Anbau an die seitlichen und rückwärtigen Grundstückgrenzen 
innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. 

Stellplätze_und_Garagen 

§ 9 ( 1 ) 22 BauGB 

Stellplätze und Garagen sind nur innerhalb der durch die 
entsprechenden Festsetzungen gekennzeichneten Flächen oder 
innerhalb der überbaubaren Grunds cksflächen zulässig. 
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Als Ausnahme sind in den Baugebieten die notwendigen Stell­
plätze und Garagen auch außerhalb der vorbezeichneten Flächen 
zulässig, wenn hierdurch der geforderte Grünflächenanteil 
der nicht überbaubaren' Grundstücksfläche erhalten bleibt. 
Als Ausnahme sind die notwendigen Pkw-Einstellplätze auch -
ohne Berücksichtigung bei der Ermittlung der Geschoßfläche -
in Vollgeschossen oberhalb der Geländeoberfläche zulässig 
( § 21 ,a BauNVO). 

Zufahrten § 9 ( 1 ) 11 Bau GB, 

Für jedes Grundstück ist jeweils nur eine Zufahrt zulässig. 
Die Breite der Zufahrt darf 8 m nicht überschreiten. 

vorhandene Bäume 

§ 9 25 b BauGB 

Der vorhandene Bewuchs ist - soweit möglich - zu schonen. 
Bäume mit mehr als 50 cm Stammumfäng (gemessen in 1 ,00 m 
Höhe) sind zu erhalten, sofern sie die Durchführung zulässiger 
Bauvorhaben nicht unzumutbar erschweren. 
Ausnahmen hiervon sind nur zulässig, wenn an anderer Stelle 
auf dem Grundstück für eine angemessene Ersatzpflanzung Sorge 
getragen wird. 

2.12. Pflanzgebote 

Straßenbäume § 9 (1) 25 a BauGB 

2. 1 3 

Die zu pflanzenden Bäume entlang der Straßen sollen bei der 
Pflanzung eine Mindestgröße von 12 -14 cm ~tammumfang haben. 
Sie sollen in einem Abstand von max. 10 m gepflanzt werden. 
Pro Straßenzug ist nur eine Baumart zu verwenden. 

G 

Bäume: 

Feldahorn 
Bergahorn 
Birke 
Hainbuch 
Stieleiche 
Winterlinde 
Sommerlinde 
Kaiserlinde 

Geh-,_Fahr-_und_Leitungsrechte 

§ 9(1) 21 BauGB 

Die in der Zeichnung dargestellten Geh-, Fahr- und Leitungs­
rechte sind zugunsten des jeweils zuständigen Versorgungs­
trägers bzw. des hierüber erschlossenen Grundstücks einzu­
tragen. 

2. 14 Maßnahmen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Ul:lwelteinwirkungen 
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1. F 1 ä c h e n im Rahmen eines Gutachtens Sondierungen, Bodengas-
und Bodenuntersuchungen entsprechend den Formblättern W 4, W 5 und 

• W 6 des Handbuches "Altablagerungen Tei 1 2" (Orientierende Untersuchungen) 
der Hess. Landesanstalt für Umwelt in der Fassung vom Januar 1987 vor­
zulegen. Abweichungen oder Ergänzungen der zu untersuchenden Parameter 
von den Formblättern können von der UnterF>n Bauaufsichtsbehörde festgelegt 
werden. Aus den Untersuchungsergebnissen sind besondere bauliche, 
technische und sonstige Anforderungen an das geplante Bauwerk und seine 
spätere Nutzung abzuHm:en die dem Stand der Technik entsprechen müssen. 
Solche können zum ~eispiel sein: 

- Verzicht auf eine Unterkellerung 
- Ausführung der Bodenplatte in steifer, gasdichter und rißfester 

Bauweise 
- Absicherung aller Leitungsein- und ausführungen aus dem geplanten 

Gebäude gegen eine Gasmigration in das Gebäude 
- Ausstattung geschlossener Räume mit Gasmeß- und -warngeräten 
- Explosionsgeschützte Ausführung aller elektrischen Installationen 

2. Soweit Gründungen im Zusammenhang mit der Errfchtung von baulichen 
Anlagen in den Grundwasserleiter hineinreichen, sind Wasseruntersuchungen 
ir Hinsicht auf die Betonaggressivität erforderlich. 

3. Der durch Unterkellerung oder sonstige Maßnahmen anfallende Aushub ist vor 
der Deponierung von einer fachkundigen Person bezüglich seiner Ablagerungs­
fähigkeit zu beurteilen und anschließend sachgerecht zu entsorgen. Als 
Grundlage dienen die jeweils gültigen Richtlinien über die Entsorgung von 
Erdaushub / Bauschutt (derzeit 1. Verwa 1 tungsvorschri ft Erdaushub/ 

,' 

Bauschutt vom 11.10.1990, Staatsanzeiger Nr. 44, Seite 2170). Sollte organo­
leptisch auffälliger Aushub angetroffen oder Behältnisse unbekannten oder 
umwelt- bzw. gesundheitsschädlichen Inhaltes gefunden werden, so sind diese 
auf einer Folie zwischenzulagern.'Die zuständigen Behörden sind umgehend zu 
benachrichtigen. 

4. Garten- und Ziergartenbereiche sind auf den Grundstücksflächen in e_iner 
Höhe von mindestens 60 cm mit neuem Humusoberboden abzudecken. Der Anbau 
von Nutzpflanzen zum menschlichen Verzehr ist nicht gestattet. 

Die Entnahme von Grundwasser ist nur nach Zustimmung durch die Untere 
Wasserbehörde zulässig. 0 

5. Die in der Bebauungsplanzeichnung gekennzeichneten Grundwasser·meßstel len 
bzw. Hilfspegel sind zu erhalten. Ausnahmen können zugelassen werden, 
wenn an anderer Stelle auf dem Grundstück ein für Untersuchungszwecke 
gleichwertiger Ersatz geschaffen wird. 

- 7 -



3.0 

3.01 

3. 0 2 

3. 0 3 

3. 0 4 

3.05 

- 7 -

Festsetzungen nach Landesrecht 

§ 9 14) BauGB, § 118 HBO 

Werbeanlagen 

Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung zulässig; sie dürfen 
nur innerhalb der überbaubaren Flächen errichtet werden. 

Als Ausnahme sind Firmenzeichen (Symbole) bis zur Höhe von 
7,0 m und einer Gesamtfläche von 4 m' außerhalb vorbezeich­
neter Flächen zulässig, wenn mit d~esen Anlagen ein Abstand 
von 2 m zur Straßenbegrenzungslinie eingehalten wird. 

Gebäudehöhen 

Die Gebäudehöhe wird gemessen von der Hinterkante der öffent­
lichen Verkehrsfläche bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit 
der Dachfläche. 

Immissionsschutzmaßnahmen -------------------------
Bei Bauvorhaben mit Aufenthaltsräumen ist die Lage zur Bundes~ 
autobahn 66 zu berücksichtigen. 

Im Stadium der Gebäudeplanung sind die erforderlichen Vorkeh­
rungen für passiven Immissionsschutz zu treffen: .,, 
- Aufenthaltsräume sind so zu orientieren, daß eine bestmög­

liche Abschirmung der Immissionen erreicht wird. 

- Die ruhebedürftigen Aufenthaltsräume sind an'der von den 
Emittenten abgekehrten Seite der Gebäude anzuordnen. 

Gestaltung_der_Vorgärten 

Vorgärten sind als zusammenhängende Grünflächen anzulegen und 
zu unterhalten; in jedem Vorgarten ist ein den Grünqstücksver­
hältnissen entsprechender standortgerechter Baum zu pflanzen. 

Größen der Grundstücksfreiflächen 

In den Mischgebieten sind mind. 40 % der nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen als Garten oder Grünfläche anzulegeh und 
zu unterhalten. Diese Grünflächen sollen eine 50 %-ige Baum­
und Strauchpflanzung einschließen (1 Baum entspricht dabei 
10 m2 ; 1 Strauch 1 m2 ). 

Im Sondergebiet - Hotel - sind mind 25 % der nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen als Grünflächen anzulegen und zu unterhalten. 

In Gewerbe- und Industriegebieten sind mind. 80 % der nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen als Grünfläche anzulegen. und 
zu unterhalten. 
Diese Grünflächen sind ausschließlich (100-%-ig) mit Bäumen 
und Sträuchern zu bepflanzen (1 Baum entspricht dabei 10 m2 ; 

1 Strauch 1 m2 ) • 

Für die Neupflanzungen sind vorrangig die Arten der in Ziffer 
3.08 enthaltenen Liste zu verwenden. 
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Gestaltung der Stellplätze --------------------·-----
Die öffentlichen und privaten Parkplätze sind entsprechend 
der Stellplatzsatzung der Stadt Hanau vom 01.12.1986 anzulegen 
und zu unterhalten. 
Hiernach ist auf einer unbefestigten Baumscheibe jeweils für 
6 Stellplätze ein großkroniger Baum zu pflanzen und zu unter­
halten. 

. , 

Die zu pflanzenden Bäume sollen bei der Pflanzung eine Mindest­
größe von 12 - 14 cm Stammumfang haben. 
Diese Baumpflanzungen sind nicht auf die geforderten Pflan­
zungen nach Ziffer 3 .05 anzurechnen-: 

Einfriedigung 

In den Mischgebieten sind straßenseitige und seitliche Ein­
friedigungen bis zur Tiefe der vorderen Bacgrenze bis zu 
einer Höhe von 1 ,25 m zulässig. 
In den Gewerbe- und Industriegebieten dürfen die Einfriedi­
gungen die Gesamthöhe von 2,0 m nicht überschreiten. 

Für Einfriedigungen ist durchbrochenes Material zu verwenden. 
Sockelmauern sind zulässig. 
Einfriedigungen an Nachbargrenzen sind bis zu einer Höhe von 
1 , 50 m, in Gewerbe- und Industriegebieten bis zu 2, 50 m, zu-
lässig. . • 
Ausnahmen von dieser Regelung sind nur in den Gewerbe- und 
Industriegebieten zulässig, wenn dies aus dem Sicherheits­
bedürfnis des Betriebes heraus begründet ist. 
Sollen Einfriedigungen als geschlossene Mauern über 1 ,0 rn 
Höhe errichtet werden, sind sie durch Rücksprünge und Be­
grünung (bepflanzte Mauern) aufg_i:,lo_c_kert zu gestalten. 

Öffentliche Grünflächen 

Die öffentlichen Grünflächen - Begleitgrün - sind mit Bäumen 
und Sträuchern zu bepflanzen, wobei mind. 1 Großbaum/loo m' 
und mind. 1 Strauch/2 m' gepflanzt werden sollen. 
Es sind vorrangig folgende Arten zu verwenden: 

Bäume: Bergahorn 
Spitzahorn 
Feldah.orn 
Feldulme 
Hainbuche 
Stieleiche 
Esche 
Eberesche 
Sommerlinde 
Winterlinde 
Vogelkirsche 
Elsbeere 
Birke 

Sträucher: Roter Hartriegel 
Hasel 
Heckenkirsche 
Weißdorn 
Wolliger Schneeball 
Schlehe 
Faulbaum 
Liguster 
Schwarzer Holunder 
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